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B E B A U U N G S P L A N  U N D  ÖR T L I C H E  B A U V O R S C H R I F T E N  

„H O H E N Z O L L E R N B L I C K“  

 

Behandlung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Anhörung der Behörden und 

sonstiger Träger öffentlicher Belange sowie der Öffentlichkeit gemäß § 4 Abs. 2 

BauGB und § 3 Abs. 2 BauGB 

 

 

 

 

Planungsstand:     Entwurf 

Anhörung der Träger öffentlicher Belange: 26.05.2025 bis 27.06.2025 

Beteiligung der Öffentlichkeit:  20.05.2025 bis 27.06.2025 

 

 

 

Die Beteiligung erfolgte auf der Grundlage von folgenden Unterlagen  

(Stand: 30.04.2025): 

 

1. Lageplan 

2. Planungsrechtliche Festsetzungen zum Bebauungsplan 

3. Örtliche Bauvorschriften 

4. Begründung 

5. Umweltbericht mit Grünordnungsplan und Plananhang 

6. Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung 

7. Synopse - Abwägung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Anhörung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Stand: 05. Dezember 2025
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A Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange 

Die Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange sind nachfolgend in ihrem vollständigen Wortlaut 
wiedergegeben. 

 

INHALT DER STELLUNGNAHME 
ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER VERWALTUNG / 
BESCHLUSSVORLAGE 

 Regierungspräsidium Tübingen 
 (Schreiben vom 22.05.2025) 

Aus raumordnerischen Sicht bestehen keine Bedenken. Zur Kenntnisnahme. 

 Landratsamt Zollernalbkreis 
 (Schreiben vom 25.06.2025) 

Nach Anhörung der Fachbehörden in unserem Hause wird fol-
gende Stellungnahme abgegeben: 

Naturschutz, Ansprechpartner: Herr Eckert, Tel.: 92-1342 

Sachverhalt 

In der Gemeinde Rosenfeld sollen auf den Flurstücken 752 und 
753 mehrere mehrgeschossige Wohneinheiten gebaut werden. 
Dafür wird der Bebauungsplan „Hohenzollernblick“ aufgestellt. 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Schutzgebiete (FFH, Biotope, LSG, Natura 2000) 

Im überplanten Bereich liegen weder rechtskräftig ausgewie-
sene Biotope noch andere Schutzgebiete. 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Artenschutz 

Die UNB begrüßt die Maßnahmen für insektenschonende Be-
leuchtung zur Vermeidung von Vogelschlag durch Glasfassa-
den und die Einhaltung des Pflanzgebotes.  

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Für die Bepflanzung der Grünflächen ist eine Pflanzliste zu er-
gänzen. 

Eine Pflanzliste wurde ergänzt. 

Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung 

Eine abschließende Bewertung der Eingriffs-/Ausgleichsbilan-
zierung ist zum jetzigen Zeitpunkt nicht möglich, da noch keine 
Informationen zu Kompensationsmaßnahmen und zum Kauf 
von Ökopunkten vorliegen. 

 

Der Umweltbericht wurde um die erforderlichen 
Kompensationsmaßnahmen ergänzt und mit 
der Unteren Naturschutzbehörde abgestimmt 
(siehe unten). 

Hinweise 

Vor dem Hintergrund des sparsamen Umgangs mit Flächen im 
Offenland ist ergänzend zu erläutern, warum die Schaffung des 
benötigten Wohnraums nicht ohne die Beanspruchung der Of-
fenlandflächen realisiert werden kann (Alternativenprüfung). 
Dabei sollten die alternativen Flächen und Baulücken aufge-
zeigt werden. Nach unserer Kenntnis gibt es in der Ortslage 
von Rosenfeld noch mehrere Baulücken, was schon eine über-
schlägige Luftbildauswertung zeigt. Es ist zu begründen, wes-
halb diese nicht in Anspruch genommen werden können. Au-
ßerdem ist auf Möglichkeiten der Nachverdichtung einzugehen. 
Hinsichtlich des Wohnbedarfs ist zu konkretisieren, wie sich 
dieser Bedarf manifestiert hat. Gibt es Wartelisten oder kon-
krete Prognosen über die Anzahl von Familien bzw. Haushal-
ten, die bevorzugt in der Gemeinde wohnen bzw. wohnen blei-
ben möchten? 

Die Entscheidung über die Ausweisung der 
Fläche als Wohngebiet fand bereits im Rah-
men der Fortschreibung des Flächennutzungs-
plans 2035 statt. Durch die Rücknahme der 
Vorratsfläche „Hinter Lau“ aus dem Flächen-
nutzungsplan, ist die Ausweisung von Wohn-
bauflächen an anderer Stelle erforderlich, um 
der Aufgabe der Stadt Rosenfeld gerecht zu 
werden, die planungsrechtlichen Vorausset-
zungen zu schaffen, um erforderlichen Wohn-
raum zur Verfügung zu stellen. Es handelt sich 
daher lediglich um einen Flächentausch.  

Der Bedarf an Wohnbauflächen, eine Be-
standsaufnahme aller Baulücken sowie eine 
Alternativenprüfung wurden im besagten FNP-
Verfahren ausführlich thematisiert. 
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INHALT DER STELLUNGNAHME 
ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER VERWALTUNG / 
BESCHLUSSVORLAGE 

Fazit 

Für eine finale Stellungnahme sind der UNB nähere Informatio-
nen zur Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung (Kompensationsmaß-
nahmen; Kauf von Ökopunkten) im weiteren Verlauf vorzule-
gen. 

 

Der Umweltbericht wurde um die erforderlichen 
Kompensationsmaßnahmen ergänzt und mit 
der Unteren Naturschutzbehörde abgestimmt.  

Vorbeugender Brandschutz, Ansprechpartner: Herr Bleile, 
Tel.: 92-1334 

Es wurde nach Anhörung keine Stellungnahme abgegeben. 
Die Stellungnahme wird evtl. vom Vorbeugenden Brandschutz 
direkt an Sie nachgereicht. 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

 Landratsamt Zollernalbkreis – Untere Naturschutzbehörde 
 (Schreiben vom 02.12.2025) 

Nach Anhörung des Naturschutzes in unserem Hause wird fol-
gende ergänzende Stellungnahme abgegeben: 

Naturschutz, Ansprechpartnerin: Frau Werner, Tel.: 92-
1347 

Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung 

Die nachgereichten planexternen Kompensationsmaßnahmen 
sind aus Sicht der UNB plausibel. Auch die Eingriffs-/Aus-
gleichsbilanzierung kann akzeptiert werden. 

Weitere Anregungen oder Bedenken werden aus naturschutz-
fachlicher Sicht derzeit nicht geäußert. 

Die planinternen und planexternen Maßnahmen sind entspre-
chend des Umweltberichts umzusetzen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

 Landratsamt Zollernalbkreis Bevölkerungsschutz 
 (Schreiben vom 14.07.2025) 

Gerne geben wir eine Rückmeldung zu der Synopse vom 
30.4.2025.  

Unsere Anmerkungen wurden eingearbeitet bzw. zur Kenntnis 
genommen,  

Wir müssen jedoch darauf hinweisen, dass die Löschwasser-
versorgung nicht erst im Rahmen eines Bauantrags zu berück-
sichtigen ist (vgl. Nr. 2 der Stellungnahme) sondern Vorausset-
zung dafür ist, bauliche Anlagen in dem Gebiet zu errichten.  

2. Es ist eine Löschwasserversorgung von mindestens 96 m³/h 
für eine Löschzeit von zwei Stunden erforderlich. Für die Be-
messung der Gesamtwassermenge können Löschwasserent-
nahmestellen in einem Umkreis von 300 m in Ansatz gebracht 
werden. In den öffentlichen Verkehrsflächen im Bebauungsge-
biet sind Wasserentnahmestellen (Hydranten) in regelmäßigen 
Abständen (maximal 150 m, Betriebsdruck mindestens 1,5 
Bar) erforderlich. Die Sicherstellung der Löschwasserversor-
gung ist Aufgabe der Stadt bzw. der Gemeinde.  

Bei Fragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 

 

 

 

 

 

 

 

Die Löschwasserversorgung wird sicherge-
stellt: 

Da es sich um einen objektbezogenen Bebau-
ungsplan handelt, ist die erforderliche Gesamt-
wassermenge, die nicht über die gemeindli-
chen Wasserentnahmestellen gedeckt werden 
kann, von den Vorhabenträgern, z.B. in Form 
eines Löschwasserteichs bereitzustellen. 
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INHALT DER STELLUNGNAHME 
ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER VERWALTUNG / 
BESCHLUSSVORLAGE 

 Regionalverband Neckar-Alb 
 (Schreiben vom 24.06.2025) 

Mit Schreiben vom 20.11.2024 haben wir zum o. g. Bebau-
ungsplan Stellung genommen und darin keine Bedenken vor-
gebracht. 

Auch gegenüber dem nun vorliegenden Entwurf bestehen aus 
regionalplanerischer Sicht keine Bedenken. 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

 Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau im RP Freiburg 
 (Schreiben vom 04.06.2025) 
Vielen Dank für die Beteiligung am oben genannten Planungs-
vorhaben.  

Unter Verweis auf unsere weiterhin gültige Stellungnahme 
RPF9-4700-28/67/2 vom 15.11.2024 (Beteiligung gem. § 4 (1) 
BauGB) sowie Hinweis Ziffer 6 (Geotechnik) der planungs-
rechtlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan in der Fassung 
vom 30. April 2025 sind von unserer Seite zum modifizierten 
Planvorhaben keine weiteren Hinweise oder Anregungen vor-
zubringen.  

Es wird darauf hingewiesen, dass im Anhörungsverfahren des 
LGRB als Träger öffentlicher Belange keine fachtechnische 
Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus er-
folgt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Allgemeinde Hinweise 

Anzeige, Übermittlung und Bereitstellung von Geologie-
Daten nach Geologiedatengesetz (GeolDG) 

Für geologische Untersuchungen und die daraus gewonnenen 
Daten besteht nach den Bestimmungen des Geologiedatenge-
setzes (GeolDG) eine Übermittlungspflicht gegenüber dem 
LGRB. Weitere Informationen hierzu stehen Ihnen im LGRBan-
zeigeportal zur Verfügung. 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

Weitere Informationsquellen des LGRB im Internet 

Informationen zu den Untergrundverhältnissen sowie weitere 
raumbezogene Informationen können fachübergreifend und 
maßstabsabhängig der LGRBhomepage entnommen werden. 
Bitte nutzen Sie hierzu auch den LGRB-Kartenviewer sowie 
LGRBwissen. 

Insbesondere verweisen wir auf unser Geotop-Kataster. 

Beachten Sie bitte auch unser aktuelles Merkblatt für Pla-
nungsträger. 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

 Regierungspräsidium Stuttgart – Luftverkehr und Luftsicherheit 
                  (Schreiben vom 04.06.2025) 

Von der hier betroffenen Bebauungsplanung sind luftrechtliche 
Belange, soweit diese in unserer Zuständigkeit liegen, nicht be-
troffen. 

Wir bitten um Beachtung unseres Zustimmungserfordernisses 
gem. §14 Luftverkehrsgesetz (LuftVG), sollten Bauwerke mit ei-
ner Gesamthöhe von mehr als 100m ü. G. verwirklicht werden 
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INHALT DER STELLUNGNAHME 
ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER VERWALTUNG / 
BESCHLUSSVORLAGE 

sollen. Selbiger Sachverhalt gilt für Anlagen von mehr als 30 
Meter Höhe auf natürlichen oder künstlichen Bodenerhebun-
gen, sofern die Spitze dieser Anlage um mehr als 100 Meter 
die Höhe der höchsten Bodenerhebung im Umkreis von 1,6 Ki-
lometer Halbmesser um die für die Anlage vorgesehene Bo-
denerhebung überragt. 

O. a. Sachverhalt ist gem. §15 i. V. m. §14 LuftVG sinngemäß 
auf Bäume, Freileitungen, Masten, Dämme sowie für andere 
Anlagen und Geräte anzuwenden. 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

 Landesamt für Denkmalpflege im Regierungspräsidium Stuttgart 
 (Schreiben vom 02.06.2025) 

1. Bau- und Kunstdenkmalpflege: 

Bezüglich des genannten Verfahrens äußert die Bau- und 
Kunstdenkmalpflege keine Anregungen oder Bedenken. 

 

Zur Kenntnisnahme 

2. Archäologische Denkmalpflege: 

Im Plangebiet sind nach aktuellem Wissensstand keine archäo-
logischen Kulturdenkmale bekannt.   

Aus denkmalfachlicher Sicht bestehen zu der Planung in vorlie-
gender Form keine Bedenken.   

Seitens der Archäologischen Denkmalpflege bitten wir um Be-
rücksichtigung der Regelungen der §§ 20 und 27 DSchG:  

Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archä-
ologische Funde oder Befunde entdeckt werden, ist dies ge-
mäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmalschutzbehörde 
oder der Gemeinde anzuzeigen. Archäologische Funde (Stein-
werkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Be-
funde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, auffällige Erdver-
färbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages 
nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, so-
fern nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung der 
Frist einverstanden ist. Zuwiderhandlungen werden gem. §27 
DSchG als Ordnungswidrigkeiten geahndet. Bei der Sicherung 
und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest 
mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausfüh-
rende Baufirmen sollten hierüber schriftlich in Kenntnis gesetzt 
werden. 

Wir bitten diesen Hinweis in die Planunterlagen, sofern nicht 
bereits enthalten, zu übernehmen.  

Bei Rückfragen wenden Sie sich bitte an: ToeB-Beteiligung-
LAD@rps.bwl.de 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Sachverhalt ist in den Hinweisen zum Be-
bauungsplan bereits enthalten. 

 Vodafone West GmbH 
 (Schreiben vom 23.06.2025) 

Wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 20.05.2025. 

Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone-Gesellschaft(en) gegen 
die von Ihnen geplante Baumaßnahme keine Einwände gel-
tend macht. Im Planbereich befinden sich keine Telekommuni-
kationsanlagen unseres Unternehmens. Eine Neuverlegung 
von Telekommunikationsanlagen ist unsererseits derzeit nicht 
geplant. 
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INHALT DER STELLUNGNAHME 
ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER VERWALTUNG / 
BESCHLUSSVORLAGE 

Vor Baubeginn sind aktuelle Planunterlagen vom ausführenden 
Tiefbauunternehmen anzufordern. 

Unsere kostenlosen Planauskünfte sind erreichbar via Internet 
über die Seite: 

https://www.vodafone.de/immobilienwirtschaft/hilfe/planaus-
kunft/index.html 

Dort kann man sich einmalig registrieren lassen und Planaus-
künfte einholen.  

Bitte beachten Sie: 

Es müssen aktuell immer zwei Planauskünfte für Bestandsnetz 
der Vodafone Deutschland GmbH und Vodafone GmbH / Vo-
dafone West GmbH angefordert werden.  

Herzlichen Dank! 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte 
geben Sie dabei immer unsere obenstehende Vorgangsnum-
mer an. 

Bitte beachten Sie: 

Bei einer Stellungnahme, z.B. wegen Umverlegung, Mitverle-
gung, Baufeldfreimachung, etc. oder eine Koordinierung/Ab-
stimmung zum weiteren Vorgehen, dass die verschiedenen 
Vodafone-Gesellschaften trotz der Fusion hier noch separat 
Stellung nehmen. Demnach gelten weiterhin die bisherigen 
Kommunikationswege. Wir bitten dies für die nächsten Monate 
zu bedenken und zu entschuldigen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

 Netze BW GmbH 
 (Schreiben vom 01.07.2025) 

Vielen Dank für die Information über das geplante Vorhaben. 

Unsere Stellungnahme vom November 2024 hat weiterhin be-
stand. Darüber hinaus haben wir keine weiteren Einwände 
oder Wünsche hervorzubringen. 

Bitte beteiligen Sie uns weiterhin am Verfahren. 

Zur Kenntnisnahme. 

Die Stellungnahme der Netze BW GmbH vom 
11.11.2024 wurde vom Gemeinderat der Stadt 
Rosenfeld bereits am 15.05.2025 zur Kenntnis 
genommen. 

 Deutsche Telekom Technik GmbH 
 (Schreiben vom 13.06.2025) 

Zum o. g. Bebauungsplan haben wir im Oktober 2024 bereits 
im Rahmen einer ersten Beteiligung Stellung bezogen. 

Diese Stellungnahme gilt bis auf weiteres uneingeschränkt. 

Unsere Anregungen wurden in der Synopse vermerkt, daher 
haben wir zum aktuellen Bebauungsplan keine Einwände. 

Hinweis: 

Achtung seit 03.05.2021 neue Funktionspostfachadresse! Bitte 
nur noch diese benutzen, sie lautet: 

T_NL_Suedwest_Pti_32_Bauleitplanung@telekom.de 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 
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INHALT DER STELLUNGNAHME 
ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER VERWALTUNG / 
BESCHLUSSVORLAGE 

 Zweckverband Wasserversorgung Kleiner Heuberg 
 (Schreiben vom 21.10.2025) 

In dem Bereich hat der Zweckverband Kleiner Heuberg, keine 
Leitungen. 

Zur Kenntnisnahme 

 Stadt Geislingen 
 (Schreiben vom 22.05.2025) 

Wir bedanken uns für die Beteiligung im Rahmen des oben ge-
nannten Bebauungsplans. 

Die Belange der Stadt Geislingen als Nachbargemeinde sind 
durch das Verfahren nicht berührt. 

Für das weitere Verfahren wünschen wir der Stadt Rosenfeld 
einen guten Verlauf. 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

 Gemeinde Dietingen 
 (Schreiben vom 03.06.2025) 

Wir teilen Ihnen im Rahmen der Behördenbeteiligung nach § 4 
Abs. 2 BauGB mit, dass die Gemeinde Dietingen von den Pla-
nungen zum Bebauungsplan „Hohenzollernblick“ in Rosenfeld 
nicht ersichtlich tangiert wird und gegen die Planungsabsichten 
keine Bedenken und Einwände äußert. 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

 Gemeinde Vöhringen 
 (Schreiben vom 21.05.2025) 

Wir bedanken uns für die erneute Beteiligung in o.g. Bebau-
ungsplanverfahren. 

Seitens der Gemeinde Vöhringen bestehen nach wie vor keine 
Bedenken und/oder Anregungen zur vorgelegten Planung. 

 

 

Zur Kenntnisnahme. 

 

B Beteiligte Träger öffentl. Belange ohne Abgabe einer Stellungnahme 

• Regierungspräsidium Freiburg Abteilung 8 - Forst 

• Industrie- und Handelskammer Reutlingen 

• Handwerkskammer Reutlingen 

• Landesnaturschutzverband e.V. 

• Komm.Pakt.Net Kommunalanstalt des öffentlichen Rechts 

• Stadt Sulz am Neckar 

• Gemeinde Dautmergen 

• Stadt Haigerloch 

• Gemeinde Zimmern unter der Burg 

• Gemeinde Epfendorf 

• Stadt Oberndorf am Neckar 
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C Stellungnahmen der Öffentlichkeit 

 Bürger/in Nr. 1 
 (Schreiben vom 22.05.2025) 

Wie der örtlichen Presse zu entnehmen war, ist im „nördlichen“ 
Rosenfeld ein Neubauvorhaben der ____________ unter dem 
Namen „Hohenzollernblick“ geplant. 

In diesem Zusammenhang möchte ich meine Besorgnis als 
Anwohner im Bereich Amselweg / Drosselweg zum Ausdruck 
bringen. Bereits seit mehreren Jahren bestehen dort massive 
Probleme mit der Abwasserentsorgung bei Starkregenereignis-
sen. Die vorhandene Kanalisation ist nach meinem Eindruck 
technisch veraltet, unterdimensioniert und nicht in der Lage, die 
anfallenden Wassermengen ordnungsgemäß abzuführen. Es 
kommt regelmäßig zu Rückstau, Überflutung und Sachschä-
den. Diese Problematik habe ich bereits mehrfach mit Herrn 
Müller, dem ehemals zuständigen Amtsleiter, erörtert. 

Als betroffener Anwohner im Einzugsgebiet der bereits überlas-
teten Kanalisation erhebe ich hiermit formelle Einwendungen 
gegen das geplante Bauvorhaben. Ich mache schutzwürdige 
Interessen geltend, da ich bereits durch Rückstau und Überflu-
tungen geschädigt wurde und eine weitere Verschärfung der 
Gefährdungslage durch zusätzliche Abwassermengen nicht 
hinnehmbar ist. Die Gemeinde ist verpflichtet, diese Belange im 
Rahmen der Abwägung zu berücksichtigen und darf eine Bau-
genehmigung nur erteilen, wenn die gesicherte Erschließung 
im Sinne der §§ 30, 34 und 35 BauGB objektiv nachgewiesen 
ist. 

Ich fordere daher mit Nachdruck, dass dem Neubauvorhaben 
keine Genehmigung erteilt wird, solange die Leistungsfähigkeit 
der örtlichen Kanalisation objektiv nicht sichergestellt ist. Als 
betroffener Anwohner lehne ich es ausdrücklich ab, dass zu-
sätzliche Abwässer und Niederschlagsmengen über ein bereits 
nachweislich überlastetes Kanalsystem geleitet werden. Ich be-
halte mir vor, auf Basis der tatsächlichen Gefährdungslage wei-
tere rechtliche Schritte zur Gefahrenabwehr einzuleiten. 

Folgende gesetzliche Grundlagen sind relevant: 

• §§ 30, 34, 35 BauGB – Zulässigkeit von Bauvorhaben 
bei gesicherter Erschließung, 

• § 127 BauGB – Erschließungsanlagen, 

• § 54 WHG – Grundsätze der Abwasserbeseitigung, 

• § 55 WHG – Beseitigung von Niederschlagswasser, 

• § 78 WHG – Hochwasserschutz, 

• sowie die einschlägigen kommunalen Satzungen und 
technischen Regelwerke, insbesondere: 

o DIN EN 752 (Entwässerungssysteme außerhalb von 
Gebäuden), 

o DIN 1986-100 (Entwässerungsanlagen für Gebäude 
und Grundstücke). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Im Bebauungsplan sind die Vorgaben des 
Wasserhaushaltsgesetzes berücksichtigt, wo-
nach das unverschmutzte Niederschlagswas-
ser von Dach- und Bodenflächen auf dem 
Grundstück zur Versickerung gebracht oder in 
ein öffentliches Gewässer eingeleitet werden 
muss. Nur das häusliche Schmutzwasser wird 
der Kanalisation zugeführt. Dies ist im Bebau-
ungsplan planungsrechtlich festgesetzt und zu-
sätzlich in der Begründung, Kapitel 2.3 be-
schrieben. 

Die Leistungsfähigkeit der örtlichen Kanalisa-
tion wurde geprüft und für ausreichend erach-
tet. 
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Ich beantrage zudem gemäß § 29 Verwaltungsverfahrensge-
setz (VwVfG) Akteneinsicht in alle relevanten Unterlagen, da-
runter: 

• hydrologische oder hydraulische Gutachten, 

• Entwässerungsplanung, 

• Stellungnahmen der unteren Wasserbehörde. 

Die Erstellung der genannten Gutachten ist 
nicht Teil des Bebauungsplanverfahrens und 
werden bei Bedarf im Rahmen der Erschlie-
ßungsplanung erstellt. 

Die untere Wasserbehörde hat eine Stellung-
nahme im Rahmen der frühzeitigen Behörden-
beteiligung (§ 4 Abs. 1 BauGB) abgegeben 
und keine Bedenken gegen das Vorhaben ge-
äußert, sofern das Niederschlagswasser ge-
trennt vom Schmutzwasser abgeführt wird. 

Die Stellungnahme der unteren Wasserbe-
hörde, wurde im Rahmen der Öffentlichkeitsbe-
teiligung (§ 3 Abs. 2 BauGB) als Bestandteil 
der Abwägungstabelle öffentlich ausgelegt. Im 
Rahmen dieses Verfahrensschritts konnten alle 
Unterlagen die für den Bebauungsplan „Ho-
henzollernblick“ erstellt wurden, öffentlich ein-
gesehen werden. Dies wurde dem Stellung-
nehmenden mitgeteilt. 

Gemäß § 10 Abs. 2 BauGB wird der Bebau-
ungsplan von der Stadt Rosenfeld zur Einsicht 
bereitgehalten. Jeder kann über seinen Inhalt 
Auskunft verlangen. 

Bitte nehmen Sie hierzu innerhalb einer angemessenen Frist 
von vier Wochen – also bis zum 22. Juni 2025 – Stellung. 
Sollte diese Frist ohne substanzielle Rückmeldung verstrei-
chen, behalte ich mir ausdrücklich rechtliche Schritte sowie die 
Einschaltung übergeordneter Behörden vor. 

Die Öffentlichkeitsbeteiligung in einem Bebau-
ungsplanverfahren erfolgt nach den Vorgaben 
des § 3 Abs. 2 BauGB. Die Mitteilung über die 
Prüfung der Stellungnahme und die Abwä-
gungsentscheidung des Gemeinderates erfolgt 
regelmäßig nach Abschluss des Bebauungs-
planverfahrens. 

Bitte teilen Sie mir mit, ob die Stadtverwaltung die Einreichung 
von Einwendungen und Anträgen in elektronischer Form (E-
Mail) als ausreichend im Sinne der Schriftform akzeptiert oder 
ob diese zwingend in schriftlicher Form mit eigenhändiger Un-
terschrift (Brief) erfolgen müssen. 

Wie in der öffentlichen Bekanntmachung der 
Öffentlichkeitsbeteiligung im Amtsblatt vom 
22.05.2025 der Stadt Rosenfeld ausgeführt, 
sollen Stellungnahmen elektronisch übermittelt 
werden, können bei Bedarf aber auch auf an-
derem Weg abgegeben werden. 

 


